
20. Wahlperiode

HESSISCHER LANDTAG 
Drucksache 20/

1. Um welche konkreten Tatvorwürfe handelt es sich jeweils bei den 12 Verdachts- bzw. erwiesenen Fällen?

2. Wie viele dieser 12 Verdachts- bzw. erwiesenen Fälle gelten als erwiesene Fälle bzw. als Verdachtsfälle?

3. Um welche konkreten Sachverhalte bzw. Tatvorwürfe handelt es sich jeweils bei den 80 Prüffällen?

4. Seit wann sind die jeweils Tatverdächtigen (Prüffälle, Verdachts- bzw. erwiesene Fälle) in den hessischen
Sicherheitsbehörden beschäftigt?

5. Gab es bei diesen Personen vor Bekanntwerden der Tatvorwürfe, die zu ihrer Erfassung im Lagebericht
geführt haben, bereits andere dienstrechtlich relevante Vorkommnisse?

6. Falls Frage 5 mit „Ja“ beantwortet wird, um welche Vorkommnisse hat es sich gehandelt?

7. Handelt es sich bei allen 92 genannten Fällen um dienstliche Vergehen?

Wiesbaden, 30. Mai 2022 

(Klaus Herrmann) (Dirk Gaw) 

Kleine Anfrage 
Klaus Herrmann (AfD), Dirk Gaw (AfD) 

Lagebericht Rechtsextremisten, Reichsbürger und Selbstverwalter in Sicherheitsbehörden – Teil I 

Vorbemerkung: 

Am 13. Mai 2022 stellten die Bundesinnenministerin und der Verfassungsschutzpräsident den „Lagebericht 
Rechtsextremisten, „Reichsbürger“ und „Selbstverwalter“ in Sicherheitsbehörden“ vor. Der Bericht umfasst 
den Erhebungszeitraum 01. Juli 2018 bis 30. Juni 2021 und ist die Fortschreibung des „Lageberichts 
Rechtsextremisten in Sicherheitsbehörden“ (Erhebungszeitraum 01. Januar 2017 bis 31. März 2020), der 
erstmalig im Jahr 2020 veröffentlicht wurde. 

Der Bericht führt für Hessen insgesamt 92 Prüf-, Verdachts- und erwiesene Fälle an. Bezogen auf die Anzahl 
der Bediensteten in Landessicherheitsbehörden (rund 21.700) entspricht dies einer Quote von 0,42 %. 
Lediglich Mecklenburg-Vorpommern liegt mit einer Quote von 0,44 % höher als Hessen. Die 92 Fälle in 
Hessen teilen sich auf in 80 Prüffälle und 12 Verdachts- bzw. erwiesene Fälle. Der Tatvorwurf/Hintergrund 
erstreckt sich auf 8 Fälle „politisch motivierter Beleidigung“, 5 Fälle „aktives Mitglied in einer 
rechtsextremistischen Chatgruppe“, 8 Fälle „Propagandatätigkeit“ sowie 57 Fälle „Sonstiges“. 

Wir fragen die Landesregierung: 
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